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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Nachhaltigkeitsberichterstattung: Neuer Gesetzentwurf zur Umsetzung 
europäischer Vorgaben veröffentlicht (BMJV) 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat am 10. Juli 
2025 einen neuen Gesetzentwurf veröffentlicht, mit dem die EU-Richtlinie zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in das deutsche Recht 
umgesetzt werden soll. 

Hintergrund 

Bereits die vergangene Bundesregierung hatte einen Entwurf zur Umsetzung der 
Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) vorgelegt. Das 
Gesetzgebungsverfahren wurde jedoch seinerzeit nicht abgeschlossen. Die 
CSRD zielt darauf ab, dass bestimmte Unternehmen über die sozialen und 
ökologischen Auswirkungen und Risiken ihrer Geschäftstätigkeit berichten. 

Die CSRD ist Teil des „European Green Deal“. Mit der sogenannten Stop-the-
Clock-Richtlinie hat die EU die Vorgaben der CSRD zwischenzeitlich modifiziert: 
Für eine sehr große Zahl betroffener Unternehmen wurde die Pflicht zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung zeitlich aufgeschoben. Darüber hinaus hat die 
EU-Kommission inhaltliche Erleichterungen und Vereinfachungen der Vorgaben 
vorgeschlagen. Die Bundesregierung unterstützt diese Initiative zum Abbau von 
Bürokratie nachdrücklich. 

Der Gesetzentwurf zur Umsetzung der CSRD folgt dem Prinzip der 1:1-
Umsetzung: Er geht nicht über das hinaus, was europarechtlich geboten ist. Er 
berücksichtigt auch bereits die zeitliche Verschiebung der Vorgaben durch die 
Stop-the-Clock-Richtlinie. Insbesondere Folgendes ist nach dem Entwurf 
vorgesehen: 

Pflicht zur Abgabe eines Nachhaltigkeitsberichts 

Betroffene Unternehmen sollen künftig zusammen mit ihrem Jahresabschluss 
einen sogenannten Nachhaltigkeitsbericht veröffentlichen müssen. Darin sollen 
sie über die sozialen und ökologischen Auswirkungen ihrer Geschäftstätigkeit 
berichten müssen. Umfang und Detailgrad der Nachhaltigkeitsberichterstattung 
sollen gesetzlich geregelt werden. Die Vorgaben gehen über die schon heute 
geltenden Berichtspflichten zu Nachhaltigkeitsinformationen hinaus. 

Schrittweises Inkrafttreten 

Die neuen Vorgaben zur Nachhaltigkeitsberichterstattung werden lediglich 
bestimmte Unternehmen treffen und sie sollen schrittweise in Kraft treten. Ab dem 
Geschäftsjahr 2025 sollen Unternehmen berichtspflichtig werden, die 
bilanzrechtlich als „groß“ gelten, kapitalmarktorientiert sind oder ein Kreditinstitut 
oder Versicherungsunternehmen sind. Zusätzliche Voraussetzung ist, dass sie im 
Jahresdurchschnitt mehr als 1.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben. 
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Welche weiteren Unternehmen nach den europäischen Vorgaben ab dem 
Geschäftsjahr 2027 über ihre Nachhaltigkeit berichten müssen, wird derzeit noch 
in Brüssel verhandelt. 

Prüfung durch Wirtschaftsprüfer 

Die Angaben in den Nachhaltigkeitsberichten sollen künftig durch Wirtschafts-
prüfer geprüft werden müssen. Es soll sichergestellt werden, dass die Prüfung 
durch sachkundige, unabhängige und für diese Aufgabe qualifizierte Prüfer 
erfolgt, die strengen Berufsgrundsätzen, einer fortlaufenden Qualitätskontrolle 
und der Berufsaufsicht unterliegen. Zu diesem Zweck sollen die berufsrechtlichen 
Regelungen der Wirtschaftsprüferordnung angepasst werden. 

Der Entwurf wurde an die Länder und Verbände verschickt und auf der 
Internetseite des BMJV veröffentlicht. Die interessierten Kreise hatten 
Gelegenheit, bis zum 21. Juli 2025 Stellung zu nehmen. Die Stellungnahmen 
werden ebenfalls auf der Internetseite veröffentlicht. 

Fundstelle 

BMJV, Pressemitteilung vom 10. Juli 2025.   

https://www.bmjv.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/0710_CSRD.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 24. Juli 2025 

 
 
Die entgeltliche Übernahme ärztlicher Notfalldienste durch einen 
Arzt (unter Freistellung des ursprünglich eingeteilten Arztes von 
sämtlichen Verpflichtungen im Zusammenhang mit diesem Dienst) 
ist unabhängig davon, wem gegenüber diese sonstige Leistung 
erbracht wird, als Heilbehandlung im Sinne des § 4 Nr. 14 
Buchst. a des Umsatzsteuergesetzes umsatzsteuerfrei. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 047/25. 
 
 
 
 
 
 
 
Nach der Verschmelzung einer Personengesellschaft (hier: KG) 
auf eine Kapitalgesellschaft (hier: GmbH) erlischt die Befugnis der 
Personengesellschaft, in Prozessstandschaft gemäß § 48 Abs. 1 
Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung in der bis zum 31.12.2023 
geltenden Fassung für ihre Gesellschafter Rechtsbehelfe gegen 
Gewinnfeststellungsbescheide einzulegen. Die Klagebefugnis geht 
nicht auf den umwandlungsrechtlichen Rechtsnachfolger der 
vollbeendeten Personengesellschaft über (Bestätigung der 
Rechtsprechung). 
  
Zum Urteil 
 
 
 
Ist nach einem Zuständigkeitswechsel ein Kindergeldbescheid 
(Ausgangsbescheid) noch von der inzwischen örtlich 
unzuständigen Familienkasse, die Einspruchsentscheidung dann 
aber von der nunmehr örtlich zuständigen Familienkasse erlassen 
worden, ist die Klage in analoger Anwendung von § 63 Abs. 2 Nr. 1 
der Finanzgerichtsordnung gegen die Familienkasse zu richten, 
welche die Einspruchsentscheidung erlassen hat. Die 
Familienkasse Zentraler Kindergeldservice wurde wirksam errichtet 
und jedenfalls wirksam mit der Zuständigkeit für die Bearbeitung 
von Kindergeldverfahren betraut, bei denen Daten von Kindern mit 
Behinderung verarbeitet werden (Bezugnahme auf das 
Senatsurteil vom 17.10.2024 - III R 11/23, BStBl II 2025, 207). 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Urteil XI R 24/23: Zur 
Steuerbefreiung der 
vertretungsweisen 
Übernahme eines 
ärztlichen Notfall-
dienstes gegen Entgelt 
 
 
 
 
 
14. Mai 2025 

Urteil I R 4/24 (I R 
80/12): Klagebefugnis 
nach Vollbeendigung 
einer Personen-
gesellschaft - Verstoß 
gegen Grundordnung 
des Verfahrens 
 
 
 

  26. März 2025 
 

 

 
Urteil III R 30/24: 
Passive 
Prozessführungs-
befugnis im Fall des 
Wechsels der 
Zuständigkeit zur 
Familienkasse 
Zentraler 
Kindergeldservice 
 
 

  21. Mai 2025 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520196/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerbefreiung-fuer-die-vertretungsweise-uebernahme-eines-aerztlichen-notfalldienstes-gegen-entgelt/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520195/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520202/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH: Beihilfeprüfung im Rahmen 
der steuerrechtlichen Gemeinnützigkeit von Servicekörperschaften 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit aktuellem Beschluss dem Gerichtshof der 
Europäischen Union (EuGH) mehrere Fragen zur Vereinbarkeit der 
steuerrechtlichen Gemeinnützigkeit mit dem unionsrechtlichen Beihilfeverbot 
vorgelegt. Zu klären ist, ob der Erweiterung der Steuerbegünstigung für 
Zweckbetriebe auf sog. Servicekörperschaften (= Gesellschaften, die 
Dienstleistungen gegen Vergütung in Kooperation mit einer als gemeinnützig 
anerkannten Körperschaft erbringen) der Charakter einer Beihilfe nach Art. 107 
des Vertrags über die Arbeitsweise der europäischen Union (AEUV) zukommt. 
Des Weiteren hat der EuGH zu entscheiden, ob eine nicht dem beihilferechtlichen 
Durchführungsverbot unterfallende Altbeihilfe vorliegt, weil § 57 Abs. 3 der 
Abgabenordnung (AO) nur einer Regelung ähnelt, die schon vor dem Inkrafttreten 
des Vertrags über die Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft am 
01.01.1958 vorgelegen hat. 
Hintergrund 
Die für die Steuerbegünstigung bei Gemeinnützigkeit erforderliche unmittelbare 
Verfolgung steuerbegünstigter satzungsmäßiger Zwecke setzt grundsätzlich 
voraus, dass die begünstigte Körperschaft diese Zwecke selbst verwirklicht. 
Aufgrund des durch das Jahressteuergesetz 2020 neu geschaffenen § 57 Abs. 3 
AO kann dieses Erfordernis nunmehr unter erleichterten Bedingungen erfüllt 
werden. 
Lagert z.B. ein Krankenhaus eine bislang im steuerbegünstigten Zweckbetrieb 
„Krankenhaus“ geführte Wäscherei auf eine eigenständige GmbH aus, soll es 
durch die Neuregelung --nach dem im Gesetzgebungsverfahren geäußerten 
Vorstellungen-- ermöglicht werden, nunmehr auch die Wäscherei-GmbH als 
steuerbegünstigte Körperschaft anzusehen, wenn ein planmäßiges 
Zusammenwirken mit dem Krankenhaus vorliegt. Hierdurch kommt es zu einer 
steuerrechtlichen Bevorzugung dieser GmbH gegenüber anderen Wettbewerbern. 
Sachverhalt 
Der konkrete Streitfall unterstreicht dies. Die Klägerin beabsichtigt, als 
Servicekörperschaft Dienstleistungen im Bereich der Finanzbuchhaltung und des 
Rechnungswesens für eine gemeinnützige Stiftung zu erbringen. Ist im Rahmen 
des streitigen Feststellungsverfahrens nach § 60a AO aufgrund der Neuregelung 
von einer unmittelbaren steuerbegünstigten Zweckverfolgung auszugehen, kann 
die Klägerin z.B. ihre Leistungen an die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte 
Stiftung zum ermäßigten Umsatzsteuersatz erbringen, während Wettbewerber 
dieselben Leistungen nur zum Regelsteuersatz erbringen können. 
Damit kann die Neuregelung des § 57 Abs. 3 AO in Bezug auf die Erbringung 
beliebiger marktgängiger Leistungen auf dem Nachfragemarkt steuerbegünstigter 
Körperschaften als zu Lasten anderer Anbieter wettbewerbsrelevant angesehen 
werden. 
Vorlage des BFH 
Daher hat der EuGH nunmehr unter Auslegung von Art. 107 und Art. 108 AEUV 
zu entscheiden, ob eine beihilferelevante Unternehmensbegünstigung vorliegt. Zu 
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klären sein wird insbesondere, ob die zu Lasten der steuerbegünstigten 
Körperschaften bestehenden Beschränkungen --wie etwa in Bezug auf die 
Mittelverwendung-- der Annahme einer Beihilfe entgegenstehen können. 
Nach § 108 Abs. 3 AEUV ist die Kommission grundsätzlich vor jeder 
Neueinführung oder Umgestaltung einer Beihilfe zu unterrichten. Die Notifizierung 
bedeutet nicht per se, dass die Beihilfe wettbewerbsverzerrend sein muss. Sie 
dient vielmehr der Prüfung durch die Kommission, ob die Beihilfe 
genehmigungsfähig ist. Ein solches Notifizierungsverfahren wurde nach Auskunft 
des Bundesministeriums der Finanzen aber im Streitfall nicht durchgeführt. Sollte 
der EuGH entscheiden, dass § 57 Abs. 3 AO eine neue Beihilfe darstellt, die 
wettbewerbsverzerrend wirkt, dürfte die Vorschrift nicht mehr angewendet 
werden. Servicekörperschaften wie auch der Klägerin wäre der Status der 
steuerbegünstigten Gemeinnützigkeit zu versagen. 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 22. Mai 2025 (V R 22/23), veröffentlicht am 17. Juli 2025, 
vgl. die Pressemitteilung 046/25. 
Eine englische Zusammenfassung der EuGH-Vorlage des BFH finden Sie hier. 
 
Besteuerungsrecht für einen Carried Interest nach DBA-USA 
Das Besteuerungsrecht für einen Carried Interest (d. h. für einen zusätzlichen 
kapitaldisproportionalen Gewinnanteil) steht dem Ansässigkeitsstaat entweder 
nach Art. 21 Abs. 1 DBA-USA oder nach Art. 13 Abs. 5 DBA-USA zu, wenn sich 
entsprechende Zuflüsse als Einkünfte aus Vermögensverwaltung und nicht als 
Einkünfte aus unternehmerischer Tätigkeit darstellen. Das Schleswig-
Holsteinische Finanzgericht entschied in einem aktuellen Urteil über die 
abkommensrechtliche Qualifikation des Zusätzlichen Gewinnanteils (sog. Carried 
Interest), den ein in Deutschland ansässiger Gesellschafter (= Beigeladener) 
einer nach dem Recht des US-Bundestaates Delaware errichteten Limited 
Liability Company mit Sitz und Ort der Geschäftsleitung in den USA (= Klägerin) 
erhalten hat. 
Sachverhalt 
Der Unternehmensgegenstand der Klägerin bestand im Wesentlichen in der 
Beteiligung an weiteren Gesellschaften, deren Unternehmensgegenstand 
hauptsächlich im Erwerb, im Halten und in der Veräußerung von Anteilen an 
Kapitalgesellschaften bestand. An der Klägerin waren ausschließlich natürliche 
Personen beteiligt, die in den Jahren 2006 bis 2011 teilweise in den USA und 
teilweise in Deutschland wohnhaft waren und nach dem DBAUSA dort als 
ansässig galten. Der Beigeladene war deutscher Staatsbürger und war einer der 
in Deutschland wohnhaften und dort - unstreitig zwischen den Beteiligten - als 
nach DBA-USA ansässig geltenden Gesellschafter. 
Die proportionale Gewinnbeteiligung der Klägerin und des Beigeladenen war 
zwischen den Beteiligten unstreitig. Zusätzlich erhielt die Klägerin einen Gewinn-
Vorab (nachfolgend „Zusätzlicher Gewinnanteil“ bzw. „Carried Interest“) von den 
beteiligten Gesellschaften. Der Carried Interest wurde der Klägerin im Hinblick auf 
ihren ideellen Beitrag zur Förderung des Gesellschaftszwecks eingeräumt, der 
insbesondere in der Suche und Identifikation von Investitionsmöglichkeiten für die 
Fonds-Gesellschaften bestand. Dieser ideelle Beitrag wurde faktisch durch die 
Gesellschafter der Klägerin erbracht, die angesichts dessen am Carried Interest 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510141/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/vorabentscheidungsersuchen-an-den-eugh-beihilfepruefung-im-rahmen-der-steuerrechtlichen-gemeinnuetzigkeit-von-servicekoerperschaften/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/250015/ecj-to-clarify-eu-state-aid-rules-on-non-profit-status-of-service-corporations/
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beteiligt wurden. Die Höhe ihres Anteils richtete sich nach dem Umfang und der 
Bedeutung des jeweiligen Beitrages der Gesellschafter für den ideellen 
Gesellschafterbeitrag der Klägerin bei den beteiligten Gesellschaften. 
Der Gesellschaftsvertrag sah mit der Gewährung des Zusätzlichen Gewinnanteils 
- zwischen den Beteiligten unstreitig - eine Gewinnverteilungsabrede (und nicht 
eine Tätigkeitsvergütung) vor. Die steuerliche Anerkennung war zwischen den 
Beteiligten ebenfalls unstreitig. Nach Auffassung der Beteiligten handelte es sich 
bei der Klägerin aus deutscher steuerlicher Sicht nach dem hierfür maßgeblichen 
sog. Rechtstypenvergleich um eine Personengesellschaft. Aus deutscher 
steuerlicher Sicht war die Klägerin zudem - nach unstreitiger Auffassung 
zwischen den Beteiligten - lediglich vermögensverwaltend und nicht gewerblich 
tätig. Zwischen den Beteiligten war weiter unstreitig, dass der Beigeladene als 
inländischer Gesellschafter seinen ideellen Gesellschafterbeitrag tatsächlich nur 
in den USA erbracht hatte. Seit seiner Rückkehr nach Deutschland im Jahr 2006 
unterhielten weder die Klägerin noch der Beigeladene eine inländische 
Betriebsstätte. Die Klägerin und der Beigeladene verzichteten im Rahmen des 
Einspruchsverfahrens für das Jahr 2011 auf eine mögliche Anrechnung bzw. den 
Abzug einer ausländischen Steuer. Die Höhe der Gesamteinkünfte der Klägerin 
sowie die Gewinnverteilung auf die einzelnen Gesellschafter war zwischen den 
Beteiligten unstreitig. Die Klägerin war der Auffassung, dass der Zusätzliche 
Gewinnanteil unter Art. 7 Abs. 7 DBA-USA falle - mit der Folge, dass insoweit der 
USA das Besteuerungsrecht zustehe und die Einkünfte in Deutschland nach Art. 
23 Abs. 3 Buchst. a DBA-USA steuerfrei und lediglich im Rahmen des 
Progressionsvorbehalts zu berücksichtigen seien. 
Richterliche Entscheidung 
Dem ist das Schleswig-Holsteinische Finanzgericht nicht gefolgt; es hat die Klage 
abgewiesen. 
Dabei hat sich das Gericht auf den Standpunkt gestellt, dass es sich bei den 
Einkünften aus dem Zusätzlichen Gewinnanteil zwar um selbständige Einkünfte 
gem. § 18 Abs. 1 Nr. 4 EStG handele, diese nationale Fiktion jedoch nicht 
dergestalt auf das Abkommensrecht durchschlage, dass diese Einkünfte stets 
„Gewerbliche Gewinne“ i. S. von Art. 7 Abs. 1, Abs. 7 DBA-USA darstellten. 
Es handele es sich bei dem Zusätzlichen Gewinnanteil (Carried Interest) originär 
um Einkünfte aus Kapitalvermögen (vgl. BFH vom 16. 4. 2024 VIII R 3/21, BStBl II 
2024, 902). Die von der Rechtsprechung zur „gewerbliche Prägung“ gem. § 15 
Abs. 3 EStG aufgestellten Grundsätze (vgl. BFH-Urteil vom 28. 4. 2010 I R 81/09, 
BFHE 229, 252, BStBl II 2014, 754) seien vorliegend auch auf selbständige 
Tätigkeiten nach § 18 Abs. 1 Nr. 4 EStG übertragbar. 
Das Besteuerungsrecht für die Einkünfte aus dem Zusätzlichen Gewinnanteil 
habe somit der Ansässigkeitsstaat - hier Deutschland - entweder gem. Art. 21 
Abs. 1 DBA-USA oder gem. Art. 13 Abs. 5 DBA-USA. 
Fundstelle 
Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 8. Oktober 2024 (3 K 37/22), siehe 
den Newsletter 1/2025 des Finanzgericht; die Revision ist beim BFH unter dem 
Az. I R 24/24 anhängig. 
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ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 
 
Zum Urteil des EuGH vom 3. Juli 2025 (Corona-Beihilfen) 
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in seinem Urteil vom 3. Juli 2025 in der 
Rechtssache „TOODE“ (C-653/23) eine zentrale Frage zur Gewährung von 
Corona-Beihilfen beantwortet: Was passiert, wenn ein Unternehmen Corona-
Hilfen fristgerecht beantragt, diese aber zunächst abgelehnt werden und erst 
nach Ablauf der Förderfrist durch ein Gericht zugesprochen werden? 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Fokus Familienunternehmen und 
Mittelstand 
Webcast, 29.09.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/Mittelstand
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/250032/zum-urteil-des-eugh-vom-3.-juli-2025-corona-beihilfen/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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